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Der Managementansatz der Ziel-
steuerung („Management by Ob-
jectives“, MBO) erlebt eine Re-
naissance in der europäischen Ar-
beitsmarktpolitik. Die Zielsteue-
rung wird durch Instrumente des 
Qualitätsmanagements und des 
Leistungsvergleichs sinnvoll er-
gänzt. 

Managementansätze der Zielsteue-
rung (hier synonym verstanden zum
Begriff der Ergebnissteuerung) gelten
seit geraumer Zeit auch als geeignetes
Instrument zur Leistungssteigerung
von Arbeitsverwaltungen (öffentliche
Beschäftigungsdienste, PES). In einer
von der Europäischen Kommission
geförderten Studie haben Hugh Mos-
ley, Holger Schütz und Nicole Breyer,
Abteilung „Arbeitsmarktpolitik und
Beschäftigung“, eine international ver-
gleichende Bestandsaufnahme zu Ver-
breitung und Praxis dieses Ansatzes
in europäischen Ländern vorgenom-
men. 

Der allgemeine Ansatz der Ziel-
steuerung (MBO) formuliert vorab (ex
ante) operative Leistungsziele mittels
definierter Kennziffergrößen, deren
Erreichung oder Verfehlung fortlau-
fend gemessen (Monitoring) und peri-
odisch (ex post) überprüft werden. Ein
MBO-Zyklus umfaßt folgende Kom-
ponenten: die Definition der (quanti-
fizierten) Ziele, die dezentrale Umset-
zung, die laufende Erfolgskontrolle
durch Indikatoren und eine abschlie-
ßende Leistungsbewertung.

Organisatorisch beruht MBO übli-
cherweise auf dem Prinzip der zen-
tralen „Top-Down“-Steuerung, kom-
biniert mit Selbststeuerung bei der
Zielumsetzung durch die nachgeord-
neten Hierarchieeinheiten. Außerdem
impliziert MBO eine Verlagerung von
der Input- zur Outputsteuerung sowie
eine Abkehr von der regelorientier-
ten Konditionalsteuerung („Wenn ...,
dann ...“).

Ein Überblick zeigt zunächst das
Spektrum an MBO-Ansätzen in den
Arbeitsverwaltungen der EU sowie

Norwegens auf, bevor in einem Ver-
gleich der Arbeitsverwaltungen Öster-
reichs, Großbritanniens, Frankreichs,
Schwedens und Deutschlands Ein-
zelaspekte der Zielsteuerung vertie-
fend diskutiert werden. Erörtert wer-
den dabei die Profile der Manage-
mentansätze, Vor- und Nachteile von
Zielen und Indikatoren, Implementa-
tionsprobleme sowie Aspekte der Lei-
stungsbeurteilung und des Leistungs-
vergleichs. Eine Bilanz der Stärken
und Schwächen der Zielsteuerung in
der Arbeitsverwaltung beschließt die
Untersuchung.

Zehn von 18 befragten Arbeitsver-
waltungen verwenden ein System der
Zielsteuerung in der Arbeitsmarktpo-
litik. Bis auf Deutschland, dessen Sy-
stem gerade im Aufbau begriffen ist,
verfügen die übrigen neun über lang-
jährige Erfahrungen mit dieser Form
des Managements (siehe Übersicht 1),
mit Schweden, Flandern und Norwe-
gen als den „Vorreitern“.

Außerdem praktizieren vier Ar-
beitsverwaltungen (Irland, Portugal,
Spanien und Wallonien) Partialan-
sätze der Zielsteuerung, das heißt,
quantitative Zielgrößen werden nur
selektiv (zum Beispiel bezogen auf
die Langzeitarbeitslosigkeit) verwen-

lich. Wer soll die Entscheidung treffen, ob Forschung an
embryonalen Stammzellen, die deren Vernichtung ein-
schließt, erlaubt und wie sie gegebenenfalls kontrolliert
werden soll?

In Deutschland wird die Antwort vermutlich – wie in
vielen Zweifelsfällen – lauten: die Gerichte, am Ende das
für die Menschenwürde zuständige Bundesverfassungsge-
richt. In Großbritannien wird die Antwort ebenso bere-
chenbar lauten: das Parlament, das allein zu Entscheidun-
gen in letzter Instanz berechtigt ist.

In beiden Ländern und auch sonst wird man befürch-
ten, daß „der Markt“ tatsächlich die Entscheidungen trifft,
wobei der abstrakte Begriff wie auch sonst entweder die
Vereinigten Staaten von Amerika oder eine eher unbe-
kannte Menge von Interessenten meint. Nicht nur die Ver-
nichtung von Embryos wird stattfinden, sondern auch die
Erforschung des Klonens, in privaten amerikanischen Insti-
tuten, in Libyen oder Malta, in Singapur und wer weiß wo
noch.

Sozialwissenschaftliche Forschung geht nicht ganz so
ans Magere wie zuerst die nukleare Physik und jetzt die
Stammzell-Biologie; aber das Grundthema bleibt für alle
relevant: Wie kann angesichts der wissenschaftlichen Ent-
wicklung Demokratie noch funktionieren? John Durant hat
(und auch das entnehme ich den „Gegenworten“) in ei-
nem Bericht für die Max-Planck-Gesellschaft die selbst
schon parteiische Frage gestellt: Wie kann das Volk weise
herrschen? In der klassischen Theorie der Demokratie

reichte der gesunde Menschenverstand, der „common
sense“. Auch dieser setzt Information und Diskurs voraus,
aber heute ist mehr vonnöten. „Da aber viele der Pro-
bleme, mit denen sich heute eine demokratische Gesell-
schaft konfrontiert sieht ... wissenschaftliche und techni-
sche Fragen zumindest berühren, dürfte es fast unmöglich
sein, ernsthaft eine demokratische Position zu vertreten,
ohne ein Befürworter von ,Public Understanding of Sci-
ence‘ zu sein.“ Gewiß, gewiß – aber wer soll am Ende ent-
scheiden?

Ich sehe hier eines der Probleme einer tief in die Krise
geratenen parlamentarischen Demokratie. Manchmal, in
ganz eigennützigen Momenten, kommt mir die durchaus
undemokratische Einrichtung des House of Lords nicht als
das Problem, sondern als die Lösung des Problems vor. Da
treffen sich die vielfältigen Elemente von Entscheidungen
in Form von Wissenschaftlern und Politikern, Bischöfen
und Richtern und sogar manchen mit gesundem Men-
schenverstand Ausgestatteten; da gibt es die relative Muße
der gründlichen Debatte und zugleich die Gewohnheit,
diese zu Entscheidungen zu bringen.

Aber ich muß aufhören, ohne eine Lösung des Pro-
blems anzubieten. Schon klingt es ja, als sei ich doch wie-
der bei dem unterhaltsamen Teil meines Themas ange-
kommen. Es sei denn, daß Sozialwissenschaftler mit prak-
tischem Sinn sich der Sache annehmen; denn nichts ver-
langt im Interesse der Freiheit heute mehr informiertes
Nachdenken als die Zukunft der Demokratie, damit der
Verfassung der Freiheit. �

MBO – Praxis und Verbreitung
Zielsteuerung in europäischen Arbeitsverwaltungen
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det. Schließlich bleiben vier weitere
Arbeitsverwaltungen, die weiterhin
am Modell der regelgeleiteten Kondi-
tionalsteuerung festhalten.

Bei Modellen der Zielsteuerung
bestimmen in der Regel einige we-
nige politische Ziele einen breiteren
Fächer operativer Ziele. Im europäi-
schen Vergleich beziehen diese poli-
tischen Oberziele sich derzeit vorran-
gig auf die vier Themencluster Be-
kämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit, der Jugendarbeitslosigkeit, Ver-
besserung der Arbeitsvermittlungs-
funktion sowie die Verbesserung
anderer Arbeitsamtsleistungen (Ma-
nagement von Lohnersatzleistungen
etc.).

Ungeachtet hoher Konvergenz bei
den (auch europäisch definierten)
Zielsetzungen zeigt sich beim Ver-
gleich der operativen Ziele ein weites
Spektrum unterschiedlicher operati-
ver Definitionen, beeinflußt von der
Datenlage in den nationalen Monito-
ringsystemen. Das Ziel „Bekämpfung
der Langzeitarbeitslosigkeit (LZA)“
wird beispielsweise gemessen als Re-
duzierung der LZA-Eintritte oder als
Verringerung der absoluten Anzahl
der Langzeitarbeitslosen, als Erhö-
hung der Austritte aus LZA oder als
Übertritt von LZA in Arbeit. 

Ein Ländervergleich 

Welche Ansätze der Zielsteuerung
lassen sich im europäischen Vergleich
von Arbeitsverwaltungen unterschei-
den? Stilisierte Typen von Arbeitsver-
waltungen bilden hier das Modell der
drittelparitätischen Selbstverwaltung
mit relativ starkem Gewicht der Sozi-
alpartner (Deutschland, Österreich)
und das „Agenturmodell“ auf Basis-
prinzipien des New Public Manage-
ment (NPM), mit dem britischen Em-
ployment Service (ES) als prototypi-
schem Beispiel.

Beim Agenturmodell werden Poli-
tik(-entscheidung) und Implementa-
tion konzeptionell streng unterschie-
den; die Umsetzung ist Aufgabe pa-
ragouvernementaler Organisationen
(Agenturen) auf der Grundlage output-
orientierter Leistungsvereinbarungen
(Kontraktmanagement). Für die Agen-
tur sind zudem nur geringe Hand-
lungsspielräume vorhanden, eigene
Aktivitätsschwerpunkte zu definieren
oder umzusetzen.

Frankreich und Schweden stellen
Mischformen dieser Organisationsty-

pen dar, wobei Frankreich trotz for-
maler Selbstverwaltung sehr viele
Parallelen zum britischen Modell auf-
weist. Schwedens Arbeitsverwaltung
ist zwar formal ein Agenturmodell, al-
lerdings traditionell schon immer eine
Organisation mit recht hoher Au-
tonomie gewesen und unterscheidet
sich daher beträchtlich vom briti-
schen ES.

Ein herausragendes Merkmal des
österreichischen Systems bildet die
Konzertierung des geschäftspoliti-
schen Jahresplans des Arbeitsmarkt-
service (AMS) mit den vorgelagerten
Zielsystemen (mittelfristige Oberziele
des Ministeriums, mittelfristiger AMS-
Plan, nationaler Aktionsplan EBS,
ESF-Planung). Neue Instrumente des
Qualitätsmanagements (TQM-EFQM;
„Client Monitoring System“ zur Ab-
frage der Kundenzufriedenheit) sollen
nun das Ziel- und Steuerungssystem
nach und nach verfeinern.

Zudem war zum Erhebungszeit-
raum die Einführung eines „umfassen-
den Gesamtsteuerungssystems“ (ab
2001) vorgesehen, um durch die Er-
weiterung des Zielkatalogs die Vor-
herrschaft von Beratungs- und Ver-
mittlungszielen abzumildern. Die
Idee ist ein Zielsystem, in dem jede
einzelne Organisationseinheit spezi-
fisch definierte (Teil-)Ziele aufweist,
die eigenverantwortlich umzusetzen
sind.

Im Gegensatz zu Österreich, wo
zum Beispiel die Anpassung der Ar-
beitskräfte an den strukturellen Wan-
del und die Beförderung der Ge-
schlechtergleichheit auf dem Arbeits-
markt zu den Zielen gehören, ist das
Zielsystem in Großbritannien einfa-
cher aufgebaut: Die prioritäre Ziel-
stellung des britischen Employment
Service ist die Vermittlung und Förde-
rung benachteiligter Personen auf

dem Arbeitsmarkt, was ausschließlich
im Rahmen jährlicher Politikzyklen
erfolgt. Der (vierstufige) Employment
Service ist eine typische britische
NPM-Umsetzungsagentur mit gerin-
gen politischen Autonomiespielräu-
men. 

Insbesondere durch das „New
Deal“-Programm der Labour-Regie-
rung wurde die Konzentration der
Vermittlungsaktivitäten des ES auf be-
nachteiligte Personengruppen des Ar-
beitsmarkts erheblich ausgeweitet.
Hierdurch wird auch eine Minderung
von Creaming-Tendenzen erhofft.
Weitere Ziele der Vereinbarung zwi-
schen Ministerium und ES für 1999–
2000 bilden das ordnungsgerechte
Management der Geldleistungen
(„Jobseeker’s Allowance“), professio-
neller Kundenservice sowie Kostenef-
fektivität der Serviceerbringung. In
der Gesamtschau sind die „Massen-
produktion“ von Beschäftigungsdienst-
leistungen für den hierarchisch ge-
steuerten ES charakteristisch.

Das Zielsteuerungssystem der fran-
zösischen Arbeitsverwaltung ANPE
weist in der Struktur sowie der relativ
zentralistischen Prozeßorganisation
Parallelen zum britischen Ansatz auf.
Auch in Frankreich liegt das Schwer-
gewicht der arbeitsmarktpolitischen
Ziele auf der Arbeitsvermittlung, spe-
ziell von Langzeitarbeitslosen und Ju-
gendlichen; auch in Frankreich wer-
den die Vermittlungsziele primär in
absoluten Zahlen ausgewiesen.

Im Gegensatz zu Großbritannien
spielt aber in Frankreich die Registrie-
rung offener Stellen noch immer eine
wichtige Rolle im Zielsystem. Wie in
Österreich gibt es in Frankreich einen
mehrjährigen Plan als Grundlage für
die jährlichen Planungszyklen. Zu-
sammengefaßt ist auch die französi-
sche Zielsteuerung vor allem auf

Länder mit MBO
und Einführungsjahr

Länder mit
MBO-Komponenten Länder ohne MBO

Dänemark (1994)
Deutschland (1998)

Finnland (1992)
Flandern, VDAB (1985)

Frankreich (1990)
Großbritannien (1991)

Niederlande (1991)
Norwegen (1987)
Österreich (1995)
Schweden (1984)

(N=10)

Irland
Portugal
Spanien

Wallonien, FOREM

(N=4)

Brüssel-Region,
ORBEM

Griechenland
Italien

Luxemburg

(N=4)

Quelle: eigene Erhebung (WZB-AB)

Übersicht 1 Verbreitung von MBO-Systemen in europäischen Arbeitsverwaltungen
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g hohe Mengeneffekte ausgerichtet.
Gleichzeitig wird die Umsetzung der
Zielsteuerung offenbar in der Praxis
noch mancherorts durch die legali-
stisch-bürokratische Tradition (Kondi-
tionalsteuerung) der französischen
Verwaltungskultur erschwert.

Das schwedische System der Ziel-
steuerung ist von der Struktur her mit
Österreich vergleichbar. Zwar gibt es
hier keine formale oder explizite
Mehrjahresplanung, funktional äqui-
valent dazu werden aber in Schwe-
den die Ziele über einen längeren
Zeitraum fortgeschrieben und nur bei
(weitgehender) Zielerreichung ausge-
tauscht.

In inhaltlicher Hinsicht bilden die
Verringerung der Laufzeit offener Stel-
len, die Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit sowie von „langanhal-
tenden Phasen ohne reguläre Be-
schäftigung“ die drei Oberziele (1999
und 2000). Auf jede dieser Zielset-
zungen entfallen etwa drei oder vier
operative Ziele und Indikatoren, die
von der Ausschöpfung bei der Ar-
beitsvermittlung über Wirkungsziele
(zum Beispiel Beschäftigungsver-
bleib), Zielgruppenförderung bis hin
zum Subventionierungsgrad von Un-
ternehmen reichen. Vor dem Hinter-
grund sich ändernder politischer Kon-
stellationen durchläuft das schwedi-
sche System der Zielsteuerung derzeit
dynamische, offene Entwicklungspro-
zesse, deren Ausgang offen ist.

Ein interessanter Befund der Stu-
die lautet, daß die Zielsteuerung in
Schweden trotz ihrer langjährigen
Tradition erst 1996/97 praxisrelevant
und wirksam wurde. Erst in dieser
Phase wurden verpflichtende Zielhö-
hen und Sanktionen bei starken Ziel-
verfehlungen (bis hin zum Austausch
von Arbeitsamtsdirektoren) durchge-
setzt, unterstützt von der enormen
Verbesserung des Monitoring.

Deutschland holt auf

Die konsequente Einführung der
Zielsteuerung seit 1998/99 in der
deutschen Bundesanstalt für Arbeit
(BA) bildet im internationalen Ver-
gleich gleichsam einen Aufholprozeß
mit Siebenmeilenstiefeln. Dieser Pro-
zeß wurde durch Bestandteile der
SGB-III-Reform sinnvoll ergänzt (ins-
besondere der Erweiterung der Hand-
lungsspielräume der Arbeitsämter
durch Einführung von Eingliederungs-
titel und freier Förderung).

Die Einführung von Zielsteuerung
war bereits frühzeitig in den Plänen
zu der BA-internen Organisationsre-
form „Arbeitsamt 2000“ vorgesehen,
deren Zielsetzung die kundenorien-
tierte, wirksame und wirtschaftliche
Erbringung der BA-Dienstleistungen
sowie die Förderung der Zufrieden-
heit und des Arbeitserfolgs der Mitar-
beiter ist. Der dafür in der BA voran-
getriebene Steuerungsansatz ist um-
fassend konzipiert und der Systement-
wicklung verpflichtet. 

Die geschäftspolitische Zielstruktur
der BA ist (ähnlich wie in Österreich)
stark mit den europäischen Beschäf-
tigungsleitlinien abgestimmt, ein-
schließlich der Verankerung des „Gen-
der Mainstreaming“ im Zielsystem. Im
europäischen Vergleich finden sich
auch untypischere Zielsetzungen wie
die „Verbesserung der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie für Frauen und
Männer“ sowie die ordnungspoliti-
sche Zielsetzung der „Vermeidung il-

legaler Beschäftigung“ (vgl. Über-
sicht 2).

Im Sinne strategischer Zielerrei-
chung – analog zum schwedischen
Ansatz – ist eine mittelfristige Fort-
schreibung dieser Ziele für die nach-
folgenden Jahre vorgesehen. Für die
Umsetzung jedes geschäftspolitischen
Schwerpunkts werden in der Regel
zwei operative Zielindikatoren einge-
setzt. Im Gegensatz zu Frankreich
und Großbritannien erfolgt in
Deutschland und Österreich die Dar-
stellung der bundespolitischen Ober-
ziele und operativen Ziele bewußt
ohne Quantifizierung, da der Quanti-
fizierungsprozeß weitgehend dezen-
tral („von unten“) durchgeführt wird. 

Welche praktischen Probleme gibt
es bei Konzipierung und Messung
von Leistungsindikatoren? Eine kon-
troverse Indikatorendebatte in Öster-
reich betraf 1999–2000 die zwei vom
AMS verwendeten Indikatoren im

Geschäftspolitischer
Schwerpunkt Handlungsfelder Indikatoren

Beschäftigungsmöglichkeiten 
marktgerecht erschließen und 
verwirklichen

Einschaltung intensivieren

Ausschöpfung erhöhen Vermittlungen über sieben 
Tage/Abgänge offener Stellen

Jugendarbeitslosigkeit senken Ausbildungstellenakquisition 
verbessern
Jugendliche in Ausbildung 
oder Beschäftigung bringen

gemeldete Ausbildungsstellen

Einmündungen von Bewer-
bern in Ausbildung
Übertritte von Jugendlichen 
unter 25 Jahren in Arbeitslo-
sigkeit von mehr als sechs 
Monaten

Langzeitarbeitslosigkeit sen-
ken

Mehr Langzeitarbeitslose in 
Arbeit bringen

Übertritte in Langzeitarbeits-
losigkeit verhindern

Abgänge von Langzeitarbeits-
losen in Beschäftigung (1. AM)
Übertritte in LZA

Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für Frauen und Män-
ner verbessern

Mehr Mobilzeit als Beschäfti-
gungsvariante anbieten

Vermittlungen von arbeitslo-
sen Frauen und Männern in 
Teilzeitbeschäftigung über sie-
ben Tage – ohne ABM/SAM 
(ohne SAM-OfW)

Mehr Berufsrückkehrinnen 
und Berufsrückkehrer in 
Arbeit bringen

Vermittlungen von arbeitslo-
sen Berufsrückkehrerinnen 
und -kehrern in Beschäfti-
gung über sieben Tage – ohne 
ABM/SAM (ohne SAM-OfW)

Soziale Sicherung und Ord-
nung auf dem Arbeitsmarkt 
zur Vermeidung illegaler 
Beschäftigung

Verstärkt ordnungspolitische 
Aufgaben wahrnehmen, um 
legale Arbeitsplätze zu erhal-
ten oder zu schaffen

Anteil von Außenprüfungen in 
den Verdachtsbranchen des 
jeweiligen Arbeitsamts

Leistungen Alg, Alhi, FbW 
und KG kundengerecht 
erbringen

Durchschnittliche Bearbei-
tungsdauer der Leistungen 
Alg, Alhi, FbW und KG

Quelle: RCF, Bundesanstalt für Arbeit
ABM: Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
Alg: Arbeitslosengeld
Alhi: Arbeitslosenhilfe
FbW: Förderung der beruflichen Weiterbildung
KG: Kindergeld
OfW: Ostdeutschland für Wirtschaftsunternehmen
SAM: Strukturanpassungsmaßnahme

Übersicht 2 Geschäftspolitische Schwerpunkte der Bundesanstalt für Arbeit für das Jahr 2000
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Feld der Langzeitarbeitslosigkeit: 1)
Reduzierung der Übertritte in LZA, 2)
Verringerung des Bestands an Lang-
zeitarbeitslosen. Kritiker dieses Dop-
pelziels bemängelten, daß gute Resul-
tate für die Verringerung der LZA-Be-
stände sich nur ergäben, wenn zuvor
der Eintritt in LZA zugelassen wird –
statt die- oder denjenigen möglicher-
weise bereits vorher in einen Job oder
in eine Maßnahme zu vermitteln. Die
Gegenposition im AMS hielt dagegen,
falls dieses Problem überhaupt auf-
trete, so sei es marginal. 

Ein „klassischer Flop“ eines opera-
tiven Ziels in Österreich bildet das
Beispiel „Erhöhung der Arbeitsmarkt-
chancen von Frauen mit Mobilitäts-
einschränkungen“. Das statistische
Merkmal „Mobilitätseinschränkung“
wurde von den Beratern nicht in ver-
gleichbarer Weise verwendet oder
kodiert. Als die Arbeitsaufnahme-
quote von Frauen mit Mobilitätsein-
schränkung höher war als jene von
Frauen ohne Einschränkung, wurde
der Indikator abgesetzt. Derartige
„Kodierspielräume“ sind ein typi-
sches Indikatorenproblem. Problema-
tisch können auch Indikatoren sein,
die auf Stichtagserhebungen beruhen.

Der (1997/98 exklusive) Vermitt-
lungsindikator, für 90 Prozent der ge-
meldeten offenen Stellen in Schwe-
den geeignete Kandidaten vorzu-
schlagen, wurde 2000 nicht mehr
verwendet, da erstens die zuneh-
mende Bedeutung von Selbstbedie-
nungseinrichtungen die Aussagekraft
des Indikators unterlief, zweitens die
Qualität der Bewerbervorschläge im
Zeitverlauf tendenziell abnahm und

drittens auch Creaming-Tendenzen
zu beobachten waren. Abgesetzt
wurde (1999) auch die durchschnittli-
che Teilnehmeranzahl in aktiven
Maßnahmen, da dieses Ziel das fal-
sche Signal von Teilnehmermaximie-
rung zu geringstmöglichen Kosten
setzte und keine praktischen Orien-
tierungshilfen für die Arbeitsämter bot
(bezüglich der Berücksichtigung un-
terschiedlicher Finanzierungs- und
Programmbedingungen). Validitäts-
probleme gibt es schließlich mit Zie-
len, die mittels periodischer Befra-
gungen der Arbeitgeber gemessen
werden, also zum Beispiel in bezug
auf das Quotenziel geeigneter Bewer-
bervorschläge. 

Der permanente Wandel von MBO-
Zielsystemen reflektiert vor allem sol-
che und andere Schwächen von Zie-
len und Indikatoren. So sind zum Bei-
spiel die Zielgrößen des britischen
New Deal nicht nur Ausdruck einer
„Welfare-to-work“-Programmatik, die
verstärkte Zielgruppenförderung ist
vielmehr auch  – vermeintliches –
Mittel gegen die Bestenauslese im
Vermittlungsgeschäft.

Probleme der Kontrolle

Typisch für die Implementation
sind unter anderem Kontrollprobleme
der Umsetzungsagenturen durch den
Auftraggeber („Moral-Hazard“-Pro-
blem). Befunde aus Fallstudienlän-
dern bestätigen, daß periodisch mehr
oder minder schwere Manipulationen
bei der Datenerfassung und Aufberei-
tung der Zielerreichung auftreten. Es
ist aber auch festzustellen, daß be-

stimmte Probleme zwischen Politik
(Regierung, Ministerium) und Arbeits-
verwaltung nicht unbedingt minder
bedeutsam sind als verwaltungsinter-
nes Moral Hazard.

So kommt es zum Beispiel (beson-
ders ausgeprägt in Großbritannien)
nicht selten als Folge zeitlicher Verzö-
gerungen auf der zentralen Planungs-
ebene (wegen Uneinigkeiten zwi-
schen Regierung und Arbeitsverwal-
tung) zu operativen Planungsschwie-
rigkeiten auf regionaler und lokaler
Ebene. Ein anderes typisches Problem
(für die operative Planung und Um-
setzung der eigentlichen Zielsteue-
rung) ist die Ad-hoc-Übertragung von
Zusatzaufgaben an die Arbeitsverwal-
tung durch die Regierung, zum Bei-
spiel die Umsetzung von neuen Pro-
grammen (etwa Jugendsofortpro-
gramm in Deutschland) bzw. Budget-
mitteln etwa (aber nicht nur) in
Vorwahlzeiten (ebenfalls Deutsch-
land, aber beispielsweise auch Frank-
reich und Österreich). 

Instrumente des Benchmarking
(verstanden als Kombination von ana-
lytischem Leistungsvergleich und er-
gebnisorientierten Maßnahmen der
Leistungsverbesserung) können die
„klassische“ Zielsteuerung ergänzen
oder erweitern. So bilden Instrumente
wie das „Balanced Scorecard-Mo-
dell“ des AMS-Landesbezirks Ober-
österreich oder das „Diagnostic Tool-
kit“ des britischen Employment Ser-
vice gute Beispiele für praktische
(Benchmarking-)Arbeitshilfen für die
Arbeitsverwaltungen.

Dabei geht es bei der Scorecard
um die Optimierung der Gesamtper-
formanz als Summe der Leistungs-
komponenten der Organisation (im
oberösterreichischen Beispiel: Ar-
beitsvermittlung, Versicherungslei-
stungen, Budgetvollzug, Personal,
Einkauf, Kundenzufriedenheit, Mitar-
beiterzufriedenheit). Der britische
„Werkzeugkasten“ beschränkt sich
demgegenüber auf die Arbeitsvermitt-
lung und bildet die Vermittlungslei-
stung eines Arbeitsamts relativ zur
Durchschnittsleistung einer definier-
ten Gruppe von Vergleichsämtern ab;
hieraus ergeben sich für das Amt An-
reize, sich zu verbessern oder nicht
abzufallen. Trotz methodischer Gren-
zen ist der praktische Nutzen solcher
Instrumente nicht zu unterschätzen
und dem Organisationslernen zuträg-
lich.

Aus theoretischer Sicht lautet der
zentrale Einwand gegen die Ziel-
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steuerung, daß sie auf sehr vorausset-
zungsvollen, rationalistischen, empi-
risch nur annähernd realisierbaren
Prämissen beruht: konsistente Ziel-
struktur, eindeutige Ziel-/Beurtei-
lungsmaßstäbe, Erwartungssicherheit
in der Planung, valide und verläßli-
che Meßkonzepte, störungsfreie Um-
setzbarkeit. Als generelle, auch empi-
risch bestätigte Stärke der Zielsteue-
rung ist demgegenüber zu verbuchen,
daß es mit ihr gelingen kann, klare
Prioritäten zu definieren, Aktivitäten
entsprechend zu fokussieren und er-
gebnisorientiert umzusetzen. Da sich
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
Arbeitsverwaltung mit den operativen
Zielen und Vorgaben auch kontrovers
auseinandersetzen, kann die Ziel-
steuerung zudem das Organisations-
lernen befördern.

Diese Aspekte sind aber ambiva-
lent: Die Festlegung von Prioritäten
bildet eine Grundbedingung für den
Erfolg der Zielsteuerung, ebnet aber
zugleich die Vielschichtigkeit politi-
scher Ziele ein. Darüber hinaus be-
günstigen eindeutige Zielkriterien auf
Mitarbeiterebene auch illegitime
Handlungsstrategien zur Zielerrei-
chung („Moral Hazard“). Es zeigt sich
also, daß im positiven Fall MBO die
Auseinandersetzung über Sinn und
Zweck von Zielen und Zielhöhen an-
regen, im negativen Fall aber auch
das Gegenteil erreichen kann. 

Verselbständigung der Zielsteue-
rung zum Selbstzweck, Dominanz

von einfachen Zielen und der Men-
genorientierung auf Kosten der Einbe-
ziehung von Qualitätsaspekten sind
weitere Schwachstellen des Ansatzes.
Schließlich das „Indikatorenproblem“:
Mangel und Entwicklungsbedarf be-
steht vor allem für 1) gute quantitative
Indikatoren für Zieldimensionen wie
zum Beispiel Information und Bera-
tung, 2) Indikatoren, die sich eindeu-
tig auf die Aktivitäten und den Beitrag
der Arbeitsämter zur Zielerreichung
beziehen (Bruttoproblematik).

Leistungsfähige, zeitgemäße Ziel-
steuerungssysteme müssen heute un-
bedingt mit ergänzenden Instrumen-
ten der Prozeß- und Qualitätssteue-
rung kombiniert werden; auch die
Verbindung mit fortgeschrittenen Ko-
stenrechnungssystemen ist anzustre-
ben. Um die Akzeptanz wie das Ent-
wicklungspotential des Steuerungsan-
satzes zu sichern, sollte dessen Auf-
bau zudem mit Maßnahmen der
Mitarbeiterqualifizierung kombiniert
werden, eingebettet in eine breitere
Strategie der Organisationsentwick-
lung. �
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zum Teil sehr weitreichenden Ver-
kehrsvermeidungsforderungen in der
politischen Arena keineswegs triviale
Feststellung.

Viele der soziologischen Spezial-
disziplinen, zum Beispiel die Stadtso-
ziologie, die Industriesoziologie oder
die Medizinsoziologie, entstanden
ganz oder mindestens zu nicht uner-
heblichen Anteilen aus der Anerken-
nung einer gesellschaftlichen Gestal-
tungsnotwendigkeit heraus. Einge-
denk der negativen Folgen des Ver-
kehrs, aber auch angesichts seiner
grundlegenden Wohlfahrtsfunktion ist
es erstaunlich, daß es die Verkehrsso-
ziologie als problemorientierte und
akademisch etablierte Teildisziplin
der Soziologie bis heute nicht gibt.
Gleichwohl zeigt sich in den vergan-
genen zehn Jahren ein stark zuneh-
mendes sozialwissenschaftliches In-
teresse an der Verkehrsforschung.

Im losen Verbund von Forschungs-
projekten und Instituten orientiert
man sich an einem neuen konzeptio-
nellen Leitbild sozialwissenschaftli-
cher Verkehrsforschung: Die Men-
schen mit ihren Zwängen, Bedürfnis-
sen, Motiven und  Lebensstilen wer-
den zum Ausgangspunkt der For-
schung gemacht. Man will damit auf
den offenkundigen blinden Fleck der
etablierten verkehrsökonomischen,
verkehrsplanerischen und verkehrs-
technischen Disziplinen reagieren.

Diese interpretieren den Menschen
meist als reinen „Beförderungsfall“
und unterwerfen ihn den abstrakten
technisch-ökonomischen Kriterien ei-
ner funktionalistischen Gestaltungslo-
gik. Diese entspricht den faktischen
Mobilitätsbedürfnissen der Nutzer
aber schon lange nicht mehr.

Von diesem Befund ausgehend un-
ternimmt Stephan Rammler erstmals
die disziplinengeschichtliche Suche
nach den „Spuren des Verkehrs“ in
der deutschsprachigen Soziologie. In
seiner Monographie „Mobilität in der
Moderne – Geschichte und Theorie
der Verkehrssoziologie“ geht er von
zwei Fragestellungen aus.

Zum einen soll die Sicherung des
bestehenden Wissens zur aktuellen
soziologischen Neuorientierung in
der verkehrswissenschaftlichen For-
schung beitragen. Damit kann „Dop-
pelforschung“ vermieden und aus
dem Mosaik des vorhandenen Wis-
sens weiterer Forschungsbedarf abge-
leitet werden. Zum anderen geht es
dem Autor um sozialwissenschaftlich

Der Verkehr der Gesellschaft ist 
ein wenig geliebtes Kind der So-
ziologie. Wie sah die bisherige 
Beschäftigung mit dem Thema  
aus? Läßt sich das massive Ver-
kehrswachstum aus sozialwissen-
schaftlicher Sicht erklären? Diese 
Fragen wurden bislang kaum ge-
stellt, können aber Hinweise für 
die Möglichkeiten und die Gren-
zen moderner Verkehrspolitik ge-
ben.

Täglich zugestaute Straßen, knap-
per Parkraum, schlechte Luft, nervtö-
tender Lärm und der weltweite Klima-
wandel sind nur einige Beispiele ei-

ner langen Liste von unangenehmen
Folgen des nahezu ungebremsten
Verkehrswachstums. Lust und Last an
der Mobilität liegen eng beieinander.

Für Mobilität mutet man sich viel
zu und geht große Risiken ein. Zu-
gleich ist der schnelle und sichere
Transport von Personen, Gütern und
Informationen unbestreitbar einer der
wichtigsten Antriebe moderner ar-
beitsteiliger Volkswirtschaften und Er-
füllungsgehilfe individualisierter und
flexibler Lebensweisen.

Ohne Raumüberwindung wären
die modernen Formen gesellschaftli-
chen Zusammenlebens schlechter-
dings unmöglich. Dies ist eine wenig
überraschende, aber angesichts von

Mobilität in der Moderne
Verkehrssoziologie – Geschichte und Theorie
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